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Der Wille zur Energiewende ist da: Der Kontinent soll
bis 2050 klimaneutral werden, so steht es im Green
Deal der Europäischen Union. Auch die neue
Regierung in Deutschland hat sich den Ausbau der
Windkraft auf 2% der Fläche in den Koalitionsvertrag
geschrieben. Eines ist klar: Die Wende hin zu
erneuerbaren Energien ist unabdingbar, um das
Klima zu schützen und die Biodiversität zu erhalten.
Doch nicht immer gibt es dafür eine einfache Formel. 

Was tun, wenn die Sonne nicht scheint und kein
Wind weht? Das Phänomen heißt „Dunkelflaute“ und
beschäftigt all jene, die sich mit dem Ausbau
erneuerbarer Energien auseinandersetzen. Denn in
diesem Prozess stehen Fragen nach Effizienz,
Energiespeicherung und alternativen Lösungen
immer im Raum. Wie lässt sich der Übergang
verträglich gestalten? Wie geht man mit
Zielkonflikten um? Und was muss eigentlich vor Ort
passieren?

Der Kampf gegen den Klimawandel, der Schutz der
Biodiversität und der Zugang zu sauberer Energie
stehen auch auf der Agenda der Vereinten Nationen.
Die Ziele zur nachhaltigen Entwicklung sollen bis 2030
erreicht werden. Damit der Wandel hin zu einer
breiten Akzeptanz erneuerbarer Energien gelingt,
braucht es verstärkt den direkten Austausch vor Ort,
mehr Bildung für eine nachhaltige Entwicklung und die
Beteiligung der Betroffenen an den geplanten
Vorhaben. 




 UND SONST SO? 

03.  DEZEMBER 2021 I  VON CARLOTTA DURING 
©EUROPÄISCHE AKADEMIE BERLIN,  CC BY-NC-ND 

Jenseits von Corona – was Europa bewegt

# 40: DUNKELFLAUTE FÜR DIE
ENERGIEWENDE? 

An vielen Orten ist der Ausbau der erneuerbaren
Energien umstritten oder steht weit unten auf der
Agenda. Während in Deutschland ambitionierte Pläne
geschmiedet werden, sind erneuerbare Energien in
Tschechien bisher wenig in Nutzung. Dabei könnte ihr
Ausbau dort den Staatshaushalt enorm entlasten.
Doch auch besonders auf lokaler Ebene braucht es
eine breite Unterstützung, um die Energiewende
voranzutreiben. Während eine Mehrheit der
Bürger:innen dieses Vorhaben grundsätzlich
unterstützt, gilt doch für viele: not in my backyard. 


